
Yrotoko11 

über die Eonferenzeitzung des Landtages vom 29. Oktober 1936 

Beginn vormittags -9 uhr. 

Anwesend sämtliche Abgeordneten. 

lieg-Vertreter Reg. Chef Dr. Hoop 

Schriftführer Gassner 

Nach Verlesung des Protokolle der letzten Sitzung, das 

ZU keinerlei Beanständuggen Anlass gibt, seb11teBetet der Land- 

tag zur Behandlung des Pensums. 

1. Einbürgerungsgesuch . rill-lam H. Donner . seiner Ehefrau 

und einzi-, en Tochter Dora. 

Die Gesuchsunterlagen werden bekanntgegeben und die Angelegen- 

heit zur Diskussion gestellt. 
$, 2 befürwortet das Ansuchen bestens und verweist insbesondere 

auf die volkswirtschaftlich bedeutenden Bodenverbesserungen, die 

sie mit diesem Gelde machen. Dadurch werde auch der Arbeitsmarkt 

des Landes entlastet. 
BPQSohLidler: Glaubt, dass Gründe vorliegen, dass sich die Bürger- 

rechtswerber neue Heimatschriften suchen. Die Referenzen seien 

nicht massgebend, da sie grösstenteils von Leuten stammen, mit de- 

nen geschäftliche Beziehungen bestehen. Aus diesem Grunde erschei- 

ne es ihm zu wenig begründet. Andtrerseits sei er grundsätzlich 

dagegen, de, se man einen Mischmasch in konfessioneller und rassi- 

scher Hinsicht ins Volk bringe. Auch habe die Abwertunggezeigt, 

dass die Werte wanken und es könnten schliesslich grosse Vermögen 

mit den Jahren verloren gehen. Er stellt den Antrag auf Ablehnung 

und begründet dies damit, dass die Notlage der Gemeinde Buggell 

noch nicht so sei, dass auf diesem Wege Lücken ausgefüllt werden 

müesen. Bodenverbesserungen könnten auch durch Umlagen amorti- 

8iert werden, es sei eine lohnende Arbeit, die sich: bezahlt mache. 
Wehn die Einbürgerung in einer anderen Gemeinde erfolgt wäre, so 
Wäre es noch verständlicher gewesen, aber gerade bei der Gemeinde 
Ruggell halte er es nicht für unbedingt notwendig. 
IIOOP verweist auf die grossen Zahlungsrückstände der Gemeinde. Ueber 
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Fr. 6o, ooo hätten sie seit 1927 an Wuhrlasten bekommen. Ebenso 

sollten noch dringende Arbeiten am Sohulhaus%dem Pfarrhof ge- 

macht werden, die beide sehr baufällig seien. Ueberdies sollten 

sie mit der Zeit an den Bau eines B; lrgerheimes denken.. Venn die 

Gemeinde Ruggell das gemacht hätte, was sie eigentlich hätte ma- 

chen sollen, so wäre die finanzielle Lage der Gemeinde schlimm. 

Allgemein herrscht die Ansicht vor, dase das Geld, das aus Ein- 

bürgerungen gewonnen werde, gut angelegt sei, wenn daraus Boden- 

verbsserungen durchgeführt werden 

Vogt Basil fällt auf, dass die Einbürgerungen hauptsächlich aus dem 

Unterland kommen. Dieser Fall sei zwar nicht schwerwiegend und mit 

Risiko verbunden, doch sollte man mehr zurückhalten: mit den Ein- 

biirgerungen. Man wird später die Folgen dieser Praxis zu tragen 

haben-Diese werden einmal regieren und uns ere bodenständigen Nach- 

kommen werden verdrwngt werden. 

He_idegger hielte eine Einbürgerung in Triesen eher als berech- 

tigt, da sie nicht wissen, wie zinsen. 

Büchel spricht sich für die Aufnahme der Bürgerrechtswerber aus, 

da keine Folgen zu gewärtigen seien. Er sei sonst nicht Freund 

einer wahllosen Einbürgerung von Juden, aber dieser Fall sei beson- 

ders berücksichtigungswürdig angesichts des hohen Alter des Ge- 

suchstellers und andererseits sei ja nur ein Mädchen vorhanden. 

Auch sei das Gesuch in der Gemeindebürgerabstimmung mit einem 

überwältigenden Mehr angenommen worden und es würde wohl nicht ver- 

standen, wenn wir dersýIIW Einbürgerung nicht zustimmen würden. 

spelt befürwortet das Gesuoh, regt aber für die Zukunft Zurückhal- 

tung bei Einbürgerungen an. 

Riech Ferdi stellt zur Erwägung, ob nicht angesichts der Frankenab- 

wertung die Einbürgerungstaxe erhöht werden sollte. 

Der Landtag beschliesst sodann bei Stimmenthaltung der Abg. 
Dr. SehLdler, Baeil Vogt und Präs. Frommelt, das Gesuch des Bürger- 
rechtswerber William H, Donner dem Landesfürsten befürwortend vor- 
zulegen. 

133 

e-
ar

ch
iv.

li



3 

2. AbSchreibung des Kassenmancos des früheren Landeskassenver- 

walter Marz. Keller, Vaduz. 

Reg, Chef verliest die vorliegenden Unterlagen, so der Bericht der 

Ostschweiz. Treuhandgesellschaft unL die Aeusserungen des Verwalte'S 

Ke11l r hiezu. Bis heute sei es nicht gelungen , das Lianco abzuklö, ren 

und die Angelegenheit sollte endlich einmal so oder so erledigt 

werden. Ngeh menschlichem Ermessen und allgemeiner Auffasung teef- 

fe Keller keine Schuld und an seiner Ehrlichkeit sei nicht zu zwei- 

feln. 

B'Wchel Das frühere Schlagwort Abbau habe sich hier gerächt. Ein 

berechtigter Abbau sei reoht, dhoh dieser sei unverantwortlich ge- 

wesen. Der Geldbetrieb sei damääs ins Unendlich gestiegen gegen- 

über früher. Er habe verschiedentlich und dringend um eine Kilfs- 

kraft nachgesueht, aber vergebens, man habe ihm kein Gehör geschenkt. 

MeaLbxmlaffl Es sei damals bei der Rheinkatastrophe sonderbar ge- 

wirtschaftet worden. Es seien 2-3 Kassen geführt worden und letzten 

Endes müsste Keller für alles verantwortlich sein. Er beantragt, 

das Manco zu Lasten des Landes zu übernehmen, dass Keller wieder 

ruhig leben könne. Gesündigt habe nicht Keller, sondern das Land, 

Dr. Schtidler Verweist auf die Stelle im Revisioneberieht, wo davon 

geredet wird, dass von einem Markenhandel gemunkelt werde, den Keller 

während der Amtszeit betrieben habe, Wenn das der Fall wäre, so wa- 

re er nicht für die Streichung des Mancoe, Es soll untersucht wer- 

den wie und in welchem Umfange dies zugetroffen hat. 

Man einigt sich dann, bei Iandeskassenverwalter Negele und Verwal- 

ter Heeb gäbich erheben zu lassen, was sie wLhrend ihrer Dienstjah- 

re bei Keller in dieser Beziehung whhrgenommen haben, 

ýI]It 
ýýýt1tMýä 

Büchel regt eine weitere Untersuchung an, wenn diese Angelegen- 
heit heute nicht abgetan werden könne. Für ihn jedoch wäre die Zeit 
da, da sie endgiltig behandelt werden könne. 

Prö. sident glaubt, dass die Erhebungen wegen des Markenhandels nicht 
entscheidend wirken können für den Beschluss des Landtages. lVenn man 
aber eine Unsauberkeit vermute, dann sei er der erste, cer die ganze 
Angelegenheit noch einmal durchsucht haben Wolle. Es könne viel- 
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leicht herauskommen, dass er Zeit damit versäumt habe, das Manco 

Bei aber deswegen noch nicht geklärt und andererseits könne er 

darauf hinweisen, daes er viele freie Zeit fix- die Geschäfte der 

Landeskasse verwendet habe. 

Präsident bringt zu Abstimmung, NDGIMMM ob der Bericht über die 

Wesenssache, als abgeschlossen zu gelten habe. Diese erfolgt mehr- 

heitlich zustimmend. 

Heide beantragt, mit der Angelegenheit fertig zu machen. 

Inzwischen sind die beiden Aeusserungen eingelangt und sie werden 

zur Kenntnis gebracht. 

Dr. Schä. dler kommt auf die Aeusserung Kellers zurück, dass er zufolge 

Seiner Bezüge von entwerteten Kronen gezwungen gewesen, sei, ein Ne- 

bengeschäft zu betreiebn. Tatsä. chlioh aber habe Ke_ler auch nach 

dieser Zeit sich noch mit dem Markenhandel: befasst und das hätte 

während der Amtszeit nicht stattfinden dürfen. Dureh diesen Neben- 

beruf sei eine Verminderung der Konzentrationsfähigkeit des Beam- 

ten herbeigeführt worden uxjd dadurch sei auch vielleicht der Feh- 

ler entstanden. 

Beck Vendelin Nachdem allseits die Ueberzeugung vorherrsche, dass 

1zeller ehrlich und redlich gewesen und andererseits mit Arbeit 

überhäuft worden sei, sei er für die Erledigung der Sache zu Lasten 

des Landes, 

g. Chef verweist auch 4ut den Umstand, daes Keler im Auftrage des 

Landes Marken verkauft habe. 

Präsident bringt zur Abstimmung: 

Wer dafür ist, dass die Entlastung Kellers erfolgen soll mit der 
Reserve, daee für den Fall, als später zufällig sieh herausstellen 

Sollte, dase ein Verschulden Kellers vorliegt, Keller selbstver- 
Stä, ndlich wieder dafür belangt werden kann, der möge dies mit Hand- 
erheben kundtun, 

Die Abstimmung erfolgt mehrheitlich mit Stimmenthaltung des 
Abgy Dr. Sohädler. 

_3. 
Einetellung einer Hilfskraft bei der Landeskasse. 

Dqe betreffende Gesikoh des Landeskassenverwalters Kegele und die 
Stellungnahme der Ostschweiz. Treuhandstelle dazu wird verlesen. 
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Rg. Chef betont, dass die Geschäfte der Landekasse beständig in 

Wachsen begriffen sind, was sich auch an Hand der Zahlen feststellen 

lasse. Nachdem die Revisionsstelle dringend einer Abhilfe und der 

Einstellung eines Lehrlinge rufe, möchte die Regierung die Verant- 

wortung dem Landtage überantworten, da sie sich keine Vorwürfe ma- 

chen lassen möchte. 

Beck : ', lend, fragt an, ob nicht der Einzug von Strafgeldern durch 

einen Polizisten besorgt werden könnte, was Reg. Chef für noch 

umst. ndlicher findet. 

Dr, Schädler glaubt, dass die jetzigen zwei jungen Beamten die Ar- 

beit sollten bewältigen können. Vielleicht könnte etwas der Land- 

gerichtskanzlei überbürdet werden. 

Reg. Chef verneint dies, da dort ebenfalls eine Arbeitsübethäufung 

herrsche und Ueberstunden notwendig seien. 

t Basil: Man habe auch schon geliört, dass man eigentlich wech- 

seln sollte bei der Landeskasse. Ob es Grund habe, wisser er nicht. 

Reg. Chef Die beiden Beamten tun ihre Pflicht und arbeiten über 

die Bürozeit hinaus. Wir bei der Regierung haben beschlossen, die 

Verantwortung nicht zu übernehmen, die aus einer Arbeitsüberhäu- 

fung herauswachsen könnte. 

Heidegger: Mir ist wiederholt passiert, dass ich den Verwalter Ne- 

gele habe im Hause hetumlaßfen sehen. Er springt zuviel im Hause 

herum und gehörte auf seinen Posten. Vielleicht könnte er den Ge- 

hilfen echicken, wenn es notwendig ist. 

Reg. Chef: Wir haben das auch schon gehört und wir haben Negele 

auch schon darauf aufmerksam gemacht. Manehmal gibt es aber Sachen, 

wo es sich nicht vermeiden lässt, dass er persönlich geht. 
Büüohel: glaubt, dass es auch manchmal umständilch und zeitrauben- 
der sei, wenn der Verwalter den Gehilfen erst instrtieren müsse. 
Ein gewisses Herumlaufen lasse sich nicht vermeiden. 
Dr, Sohädler: Ieh habe die nämlichen Klagen auch schon gehör$dass 
kein Beamter soviel im Korridor stehe, wie Negele. Die Sache soll 
geprüft werden, ob nich doch eine Arbeitsentlastung für die Beam- 
ten herbeigeführt werden kann, vielleicht dadurch, dass ein Beamter 
des Lawenawerkes herbeigezogen wird. 

Reg. Chef verweist auf den Bericht der Kontrillstelle, die IM die 
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Einstellung einer weiteren Bürokraft beim Lawenawerk angeregt hat. 

Präsident spricht sich prinzipiell gegen die Verquickung dieser 

beiden Büros aus. 

Dr, Schädler bemä. ngelt, dass die Stelle beim Lawenawerk nicht ausge- 

schrieben worden sei. 

Prf sident: Ieh trage hier eine Verantwortung. Nlündle ist bei der 

Schule zufolge seiner körperlichen Fehler ausgeschieden. Er war 

für die Schule nicht geeignet. Nachdem er zwei Jahre in der Schu- 

le tätig war, fand es eine gewisse Berechtigung, dass er anderswo 

untergebracht worden ist. Ich habe das Lawenawerk ersucht, diesen 

Mann anzustellen, wenn sie schon einen benötigen. Man kann es ver- 

antworten für diesen Fall und die Verantwortung trage ich. 

Risch Ferdi: Man sagt immer von der Geschaftsprüfungykokmission, in 

der Tat aber besteht keine. 

Reg. Chef: Ioh habe schon mehrmals betont, dass eine gewählt werden 

sollte-Normaler Weise hätte die Prüfung nach Ablauf des Jahres 

zu beginnen und sie würde sich auf den Rechenschaftsbericht der 

Regierung erstrecken. Wir haben aber seinerzeit von uns aus ange- 

regt, die Tätigkeit während des Jahres fallweise auszu4ben. Was die 

Personalvermehrung anbetrifft, so ist darauf zu verweisen, dass es 

nach schweizerischen Verhältnissen auf Liechtenstein für die Ver- 

waltung und das Gericht 12o Beamte treffen würde, demgegenüber sei- 

en bei uns aber nur 17 Beamte. Ieh kann versichern aus meinem Ver- 

kehr mit den Bundes- und Kantonebehörden, dass von unseren Beamten 

ungeheuer mehr verlangt wird als in der Schweiz. 

Dr. Sehadler: Ieh möchte den Antrag stellen, dass die Geschäftsprü- 

fungskommission den Fall untersuchen und dem Landtage in der 

nächsten Sitzung Vorschläge unterbreiten soll, =sie das Gesuch er- 
ledigt werden soll. 

Präsident' nimmt die notwendig gewordene Wahl der Geschäftsprüfungs- 

kommission vor. Gewählt werden wieder einstimmig mit Ausnahme der 
Gewählten: Ferdi Risoh, Basil Vogt und Batliner Emil. 

. Reý. Chef ersucht diej Gewahlten, heute mit ihrer Tätigkeit zu be- 

ginnen und nicht auf eine Einberufung zu warten, Den Präsidenten 

haben sie unter sich zu wählen. 

Der Antrag Dr, SohEidler, die Geschäftsprüfungskommission 
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mit der Prüfung des Falles zu betrauen, wird angenommen. 

. Gesuch Rud. Idarxer, Nendeln um ein Landesdarlehen. 

Der Landtag kann sich wegen der zu gewärtigenden Konsequenzen 

nicht entsehliessen, dem Gesuche Folge zu geben und beschliesst 

deshalb Abweisung des Gesuches. 

Schluss der Sitzung 12 Uhr. 

Nachmittags Besichtigun- des Postmuseums um 2 Uhr. 
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